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Schreiben des Bundesministers des Innern vom 14. 
Juni 1973 — V I 5 — 121 111 — 4/12 — ; 

Der Deutsche Bundestag hat mit Entschließung vom 
9. Juni 1972 — Drucksache VI/3482 — ■ die Bundes- 
regierung ersucht, 

a) die verfassungsrechtliche und verfassungspoli- 
tische Problematik um die Ausweitung des Wahl- 
rechts zum Deutschen Bundestag für nicht im 
Wahlgebiet wohnende Deutsche unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung in den übrigen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
weiter zu untersuchen und den gesetzgebenden 
Körperschaften eine befriedigende Lösung zu 
unterbreiten, 

b) die in § 22 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
festgelegte Frist — auch in bezug auf die Fristen 
im Parteiengesetz — zu überprüfen, 

c) durch Änderung der Bundeswahlordnung dafür 
Sorge zu tragen, daß bei der Bundestagswahl 
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis 
eingetragen sind, zur Erlangung eines Wahl- 
scheines keine besonderen Gründe vorzubringen 
brauchen, und daß den Wahlberechtigten zusam- 
men mit der Wahlbenachrichtigung ein Antrags- 
formular auf Zusendung eines Wahlscheines zu- 
geschickt wird. 

Zu den einzelnen Punkten der Entschließung nehme 
ich wie folgt Stellung; 

Zu a) 

Die Bundesregierung hält ebenso wie der Deutsche 
Bundestag die gegenwärtige Regelung des Wahl- 
rechts der im Ausland lebenden Deutschen zum 
Deutschen Bundestag für unbefriedigend. Sie hat dies 
in zahlreichen Stellungnahmen (vgl. z. B. Berichte 
über die 35. und 199. Sitzung des 6. Deutschen Bun- 
destages S. 1726 und 11824, Bericht über die 18. Sit- 
zung des 7. Deutschen Bundestages S. 852) und ins- 
besondere durch die Gesetzesinitiative in der 


6. Wahlperiode (Drucksache VI/3395) zum Ausdruck 
gebracht. Der Vorschlag der Bundesregierung, das 
aktive Wahlrecht allen in den europäischen Gebie- 
ten der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften lebenden Deutschen zu verleihen, 
hat jedoch ebenso wie die vorausgegangenen Ge- 
setzesinitiativen aus der Mitte des Bundestages in 
den Jahren 1968 und 1969 zur Ausdehnung des 
aktiven Wahlrechts auf Bedienstete zwischen- und 
überstaatlicher Organisationen (Drucksache V/3036) 
und auf Entwicklungshelfer (Drucksache V/3783) 
nicht die Zustimmung der parlamentarischen Gre- 
mien erfahren. 

Die Bundesregierung überprüft z. Z. erneut die Ge- 
samtproblematik der Ausweitung des Wahlrechts 
zum Deutschen Bundestag auf nicht im Wahlgebiet 
wohnende Deutsche. In Erfüllung der Entschließung 
vom 9. Juni 1972 wird sie dem Deutschen Bundestag 
in dieser Wahlperiode im Rahmen eines Entwurfs 
eines Anderungsgesetzes zum Bundeswahlgesetz 
einen neuen Lösungsvorschlag unterbreiten. 


Zu b) 

Die in § 22 Abs. 2 BWG getroffene Regelung, daß die 
Mitglieder der „allgemeinen" Vertreterversammlung 
zur Wahl der Bundestagskandidaten „nicht früher 
als ein Jahr vor dem Wahltag" bestellt sein dürfen, 
ist rechtlich unbedenklich. Eine Erweiterung der Frist 
etwa auf zwei Jahre (vgl. Kurzprotokoll über die 
84. Sitzung des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 18. Mai 1972 S. 12 f.; zu Drucksache 
VI/3482 S. 2) würde dagegen im Hinblick auf den 
gesetzgeberischen Grundgedanken der Vorschrift 
und aus praktischen Erwägungen Bedenken unter- 
liegen. Die in der Parteienpraxis im Hinblick auf die 
Ein-Jahresregelung — sie gilt analog auch für Dele- 
giertenwahlen nach § 22 Abs. 1 BWG („besondere" 
Vertreterversammlungen), für die Wahl der Partei- 
bewerber selbst sowie für die Wahlen zu den Lan- 
desvertreterversammlungen und für Landesmitglie- 
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derversammlungen (§ 28 Abs. 5 BWG) — aufge- 
tretenen Schwierigkeiten können in anderer Weise 

gelöst werden. 

1. Wenn auch gegen eine Verlängerung der Ein- 
Jahresfrist etwa auf zwei Jahre keine verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken bestehen, liefe eine 
derartige Erweiterung jedoch dem Sinn und 
Zweck der gesetzlichen Regelung zuwider. 

Die Wahlen dienen der Bildung des Parlaments 
als der Vertretung der im Volke derzeit maß- 
gebenden politischen Gruppierungen. Das Bun- 
deswahlgesetz hat deshalb Wert auf einen mög- 
lichst engen zeitlichen Zusammenhang zwischen 
der Kandidatenaufstellung und dem Tag der 
Bundestagswahl gelegt. 

Die „allgemeine“ Vertreterversammlung zur 
Wahl der Bundestagskandidaten soll im Zeit- 
punkt der Bewerberaufsteilung repräsentativ für 
den Willen der breiten Parteimitgliedschaft sein. 
Ihre Bestellung soll daher nicht Jahre zurück- 
liegen und damit die Versammlung der Gefahr 
aussetzen, daß sie im Zeitpunkt der Bewerber- 
wahl nicht mehr vom Willen der Mitglieder der 
Partei getragen wird. Audi soll neueren Strömun- 
gen in der Partei die Möglichkeit der Einfluß- 
nahme auf die Aufstellung von Parteibewerbern 
gegeben werden. 

Je größer auch der Abstand zwischen der Be- 
werberaufstellung und dem Wahltag wird, desto 
eher ist die Gefahr möglich, daß die Bewerber 
nicht mehr eine angemessene Repräsentation der 
derzeit im Volke und in der Parteibasis aktuellen 
politischen Meinungen darstellen. 

2. Einer Erweiterung der Frist auf zwei Jahre steht 
auch folgende Überlegung entgegen: 

Bei der Bestellung der Parteiwahlorgane und der 
Wahl der Parteibewerber können nur zum Bun- 
destag im Wahlkreis wahlberechtigte Parteimit- 
glieder mitwirken. Die Wahlkreiseinteilung für 
die jeweils kommenden Bundestagswahlen steht 
aber zwei Jahre vor dem Ende der Wahlperiode 
in der Regel noch nicht fest. In der Staatspraxis 
hat sich bisher die Ein-Jahresfrist der Kandida- 
tenaufstellung wegen des Zeitbedarfs für eine 
erforderliche Wahlkreisneueinteilung als rea- 
listisch erwiesen. Berücksichtigt man, daß die 
Wahlkreiskommission nach § 3 BWG ihren Be- 
richt mit Vorschlägen über Änderungen der 
Wahlkreiseinteilung erst zum Ende des ersten 
Jahres der Wahlperiode vorlegt, so wird deut- 
lich, daß eine Verlängerung der Frist des § 22 
Abs. 2 BWG nicht in Erwägung gezogen werden 
sollte. 

3. Aus der Erwägung, daß die Bundestagskandida- 
ten ausreichend Zeit haben müssen, sich der 
Öffentlichkeit bekanntzumachen, wird keine 
Notwendigkeit für eine Verlängerung der Ein- 
Jahresfrist gesehen. 

4. In der Parteipraxis aufgetretene Schwierigkeiten 
bei der Anwendung des Gesetzes sind im wesent- 
lichen dadurch entstanden, daß die gegenwärtige | 


Regelung „nicht früher als ein Jahr vor dem 
Wahltage“ nur eine unsichere Festlegung des Be- 
ginns des parteiinternen Wahlverfahrens zuläßt, 
da der Wahltag regelmäßig erst etwa sechs bis 
sieben Monate vor der Wahl datumsmäßig fest- 
steht. Die Jahresfrist konnte deshalb häufig nicht 
ausgeschöpft werden. Den Parteien ging Wahl- 
vorbereitungszeit verloren oder sie mußten Kan- 
didatenaufstellungen wiederholen, weil diese 
oder die ihnen zugrunde liegenden Delegierten- 
wahlen zu früh stattgefunden hatten. 

Um diesen und eventuell sonstigen parteiinter- 
nen organisatorischen Schwierigkeiten Rechnung 
zu tragen, wird die Bundesregierung — bei 
grundsätzlichem Festhalten an der gegenwärti- 
gen gesetzlichen Konzeption — im Rahmen der 
Novellierung des Bundeswahlgesetzes eine klare 
und für die Parteien praktikablere Regelung der 
Parteibewerberaufstellung Vorschlägen. Diese 
läßt sich etwa dadurch erreichen, daß in Anleh- 
nung an die Regelung des Artikels 39 Abs. 1 
Satz 3 GG der Fristenlauf an den — im Falle 
normal auslaufender Wahlperioden genau bere- 
chenbaren — Beginn des letzten Vierteljahres 
der Wahlperiode geknüpft wird („nicht früher als 
ein Jahr vor Beginn des letzten Vierteljahres der 
Wahlperiode des Bundestages“). Damit würde 
eine volle Ausschöpfung der Ein-Jahresfrist ge- 
währleistet. 

5. Zwischen den Fristenregelungen des § 22 Abs. 2 
BWG und des Parteiengesetzes (PartG) — vgl. 
z. B. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1, 11 Abs. 1 — besteht 
rechtlich und auch funktioneil keine Parallelität. 
Die Vorschriften des zweiten Abschnitts des Par- 
teiengesetzes zur „Inneren Ordnung“ (§§ 6 ff.) 
betreffen die allgemeine Parteiorganisation. Die 
Mandate dieser Organe unterliegen nicht der 
Periodizität der Wahlperioden. Dementsprechend 
enthalten die unter der Überschrift „Aufstellung 
von Wahlbewerbern“ in einem besonderen, drit- 
ten Abschnitt des Parteiengesetzes in § 17 Satz 2 
getroffene Bestimmung, wonach die Aufstellung 
von Wahlbewerbern durch die Wahlgesetze und 
die Satzungen der Parteien bestimmt werden so- 
wie die Vorschriften der §§22 und 28 Abs. 5 
BWG eine abschließende, spezialgesetzliche Re- 
gelung der Aufstellung der Parteibewerber für 
Bundestagswahlen; entsprechendes gilt für Land- 
tagswahlen. § 17 Satz 1 PartG schreibt für die 
Aufstellung von Wahlbewerbern zu Volksver- 
tretungen nur die geheime Abstimmung vor, 
unterstellt im übrigen in Satz 2 das Verfahren 
der Bewerberaufstellung aber ausschließlich den 
Wahlgesetzen und Parteisatzungen. Schließlich 
unterscheiden sich die Mitglieder- und Vertreter- 
versammlungen im Sinne von § 22 BWG von den 
in den §§ 6 ff. PartG angesprochenen Partei- 
organen wesentlich sowohl nach Zusammenset- 
zung als nach örtlicher Zuständigkeit und Funk- 
tion. 

Zu c) 

1. Soweit in der Entschließung eine Änderung der 
Bundeswahlordnung (BWO) in dem Sinne ange- 
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regt wird, daß allen Wahlberechtigten zusammen 
mit der Wahlbenachrichtigung ein Antragsvor- 
druck für die Ausstellung eines Wahlscheines 
übersandt wird, ist dem Ersuchen durdi Artikel 1 
Nr. 5 der Verordnung zur Änderung der Bundes- 
wahlordnung vom 28. Juli 1972 (BGBl. I S. 1353) 
bereits zur Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
Rechnung getragen worden. 

2. Das über die vorstehend genannte Änderung 
hinausgehende Ersuchen, die Voraussetzungen 
für die Teilnahme an der Briefwahl dahin gehend 
zu erleichtern, daß für die Erlangung des Wahl- 
scheines für im Wählerverzeichnis eingetragene 
Wahlberechtigte die Angabe von Gründen und 
deren Glaubhaftmachung nicht mehr erforderlich 
sind, geht zutreffend davon aus, daß der Prü- 
fungsmöglichkeit der in den §§ 22 Abs. 1, 24 
Abs. 2 BWO vorgeschriebenen Angaben und Er- 
klärungen bei der Vielzahl der Fälle und der 
Art der Gründe äußerst enge Grenzen gesetzt 
sind. In der Praxis kommen dementsprechend 
auch nur ausnahmsweise Überprüfungen der gel- 
tend gemachten Gründe, daß das Wahlrecht nicht 
durch persönliche Stimmabgabe im Wahlraum aus- 
geübt werden kann, in Betracht. Auch das unbe- 
streitbare Bedürfnis der Möglichkeit zur Brief- 
wahl und die Bedeutung, die die Briefwahl in der 
Staatspraxis gefunden hat, könnten eine Erleich- 
terung dieser Form der Wahlrechtsausübung 
nahelegen. 

Demgegenüber muß aus verfassungspolitischer 
und verfassungsrechtlicher Sicht abgewogen wer- 
den, daß bei der Ausübung des Wahlrechts der 
Wähler die volle Entschließungsfreiheit hinsicht- 
lich seiner Stimmabgabe besitzen und die Mög- 
lichkeit haben muß, den Inhalt seiner politischen 
Entscheidung für sich allein zu behalten. Diese 
Verfassungsgrundsätze der freien und geheimen 
Wahl (Artikel 38 Abs. 1 Satz 1 GG; § 1 Abs. 1 
Satz 2 BWG) lassen es aufgrund der nachstehen- 
den näheren Erwägungen als problematisch er- 
scheinen, die gegenwärtige Regelung des Brief- 
wahlverfahrens im Bundeswahlgesetz (§ 18 

Abs. 2) und in der Bundeswahlordnung (§§ 22 
Abs. 1, 24 Abs. 2) zu ändern. 

2.1 Zwar verlangt das demokratische Wahlrecht 
keine Stimmabgabe ausschließlich in persön- 
licher Anwesenheit vor einer Wahlbehörde. 
Auch die Briefwahl ist verfassungsrechtlich 
zulässig und in ihrer Ausgestaltung im Bun- 
deswahlgesetz und in der Bundeswahlord- 
nung mit dem Grundgesetz vereinbar 
(BVerfGE Bd. 21 S. 200, 204 f,). Die Möglich- 
keit der Briefwahl ab dem 21. Tag vor der 
Wahl (§ 25 BWO; § 18 BWG), für deren 
Gewährung von Verfassungs wegen keine 
Verpflichtung bestand (vgl. BVerfGE Bd. 12 
S. 139, 142 f.f Bd. 15 S. 165, 167), ist jedoch 
gegenüber der Wahl im Wahllokal am Wahl- 
tag eine Ausnahmeregelung und sollte im 
Hinblick auf die allgemeinen Verfassungs- 
grundsätze der geheimen und freien Wahl 
eine solche bleiben. Von den Landeswahl- 
gesetzen und -Ordnungen verzichtet nur die 


des Landes Nordrhein-Westfalen bei der 
Ausstellung von Wahlscheinen an Wahlbe- 
rechtigte, die in das Wählerverzeichnis ein- 
getragen sind, auf die Angabe von Gründen 
und deren Glaubhaftmachung. 

2.2 Während bei der Wahl im Wahllokal zahl- 
reiche Sicherungen getroffen werden kön- 
nen und auch rechtlich vorgesehen sind, 
um die freie Entscheidung des Wahlberech- 
tigten und die geheime Abgabe seiner 
Stimme zu gewährleisten, sind solche Siche- 
rungsmaßnahmen beim Briefwahlverfahren 
nicht im gleichen Ausmaß möglich. Es liegt 
in der Natur der Sache, daß die Briefwahl, 
die einen Teil der Wahlhandlung — näm- 
lich die Kennzeichnung und den Verschluß 
des Stimmzettels — in die private Sphäre 
verlegt, in mancher Hinsicht nicht den glei- 
chen Grad der Sicherung einer freien und 
geheimen Wahl haben kann wie die behörd- 
lich beaufsichtigte Wahl vor den Wahlvor- 
ständen. Die Wahl in der privaten, häus- 
lichen Sphäre ist deshalb für Wahlbeeinflus- 
sungen anfälliger als die Urnenwahl. Durch 
die Ausdehnung des Briefwahlrechts auf alle 
Wahlberechtigten würden die Gefahren eines 
Bruches des Wahlgeheimnisses sowie von 
„Nötigungen" zu einer bestimmten Stimm- 
abgabe — • in Familien, Anstalten und ande- 
ren Wohngemeinschaften — und einer damit 
verbundenen Beeinträchtigung der freien 
Wahlentscheidung in bedenklicher Weise 
erhöht. Die Änderung hätte letztlich eine 
Lockerung der das Wahlgeheimnis und die 
Freiheit der Wahl gewährleistenden Vor- 
schriften zur Folge, da die Möglichkeit da- 
hin gehender Verletzungen sich stark erhö- 
hen würde. 

Diese Bedenken können nicht mit dem Hin- 
weis ausgeräumt werden, der Wähler könne 
sich frei entscheiden zwischen der Wahl vor 
einem Wahlvorstand und der Briefwahl. 
Billigt man dem Wähler dieses Entschei- 
dungsrecht zu, so müssen doch beide Stimm- 
abgabemöglichkeiten den Schutz des Wahl- 
geheimnisses und der Freiheit des Wähler- 
willens garantieren. 

2.3 Hat der Gesetzgeber de lege lata den Wähler 
nur in Sonderfällen zum Hüter seines Wahl- 
geheimnisses gemacht, was in der Ver- 
fassungsrechtswissenschaft verschiedentlich 
schon als bedenklich angesehen wird (vgl. 
Maunz-Dürig-Herzog, Grundgesetz, Kom- 
mentar, Rdnr. 54 zu Artikel 38; von Man- 
goldt-Klein, Das Bonner Grundgesetz, Kom- 
mentar, Bd. II, 1966, S. 884; Klüber DÖV 
1958/250), so würde dieser Grundsatz bei 
einer generellen Ausweitung des Briefwahl- 
rechts de lege ferenda nicht nur in quantita- 
tivem, sondern auch in qualitativem Sinne 
berührt. Es würde ein Prozeß in Gang ge- 
setzt, der von der primär gewollten Urnen- 
wahl wegführen kann. Nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß die bereits jetzt sich auf- 
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wärts bewegende Zahl der Briefwähler — 
1957: 5 , 40 / 0 , 1961: 5,9 0 / 0 , 1965: 7,1 0 / 0 , 

1969: 7 , 40 / 0 , 1972 (außerhalb der großen 
Ferien): 6,6 0/0 der Wahlberechtigten — im 
Laufe der Zeit so ansteigen würde, daß um- 
fangmäßig die Briefwahl mit der persön- 
lichen Stimmabgabe im Wahlraum gleichge- 
wichtig wäre. Das Bundesverfassungsgericht 
hat aber bei der Bejahung der Verfassungs- 
mäßigkeit der gegenwärtigen Regelung des 
Briefwahlverfahrens ausdrücklich darauf ab- 
gestellt, daß der Gesetzgeber die Briefwahl 
nicht unbeschränkt und unbedingt zugelas- 
sen hat, sondern sie nur in den Fällen ge- 
stattet, in denen der Stimmberechtigte sein 
Wahlrecht nicht durch persönliche Stimmab- 
gabe im Wahllokal ausüben kann. Dabei hat 
es ausdrücklich auf die im Verhältnis zur 
Zahl der Wahlberechtigten geringe Zahl der 
Briefwähler Bezug genommen. 

2.4 Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts 
muß zwar gegenüber der Möglichkeit, allen 
Wahlberechtigten die Ausübung des Wahl- 
rechts zu ermöglichen, die Wahrung des 
Wahlgeheimnisses zurücktreten. Bereits die 
geltenden Bestimmungen des Bundeswahl- 
gesetzes und der Bundeswahlordnung ge- 
währleisten jedoch im vollen Umfang das 
allgemeine Wahlrecht, so daß aus diesem 
Grundsatz heraus die Erweiterung des Brief- 


wahlrechts nicht begründet werden kann. 
Die hohen Wahlbeteiligungen bei Bundes- 
tagswahlen (z. B. 1969: 86 , 70 / 0 ; 1972: 91,1 0 / 0 ) 
zeigen im übrigen, daß das geltende Recht 
die Wahlausübung in bester Weise ermög- 
licht. Ein Bedürfnis, die Voraussetzungen der 
Briefwahl abzubauen, um noch weiteren Be- 
völkerungskreisen die Teilnahme an der 
Wahl zu ermöglichen, ist danach nicht er- 
kennbar. 

2.5 Auch wenn die in den § 22 Abs. 1 , § 24 
Abs. 2 BWO vorgeschriebenen Angaben und 
Erklärungen in der Praxis weitgehend nicht 
nachgeprüft werden, hat das Bundesverfas- 
sungsgericht die Glaubhaftmachung, daß das 
Wahlrecht nicht durch persönliche Stimmab- 
gabe ausgeübt werden kann, als rechtsrele- 
vantes Kriterium für die Erlangung eines 
Wahlscheines zur Ausübung der Briefwahl 
anerkannt. Die Bundestagswahl ist ein so 
entscheidender Integrationsfaktor für die 
Demokratie, daß von dem Bürger eine ge- 
wisse Anteilnahme, sei es durch Gang zum 
Wahllokal oder durch Beantragung eines 
Wahlscheines zur Ausübung der Briefwahl 
im vorgeschriebenen Sinne, verlangt werden 
kann und sollte. Die Stimmabgabe generell 
bereits ab dem 21. Tag vor der Wahl (§ 25 
BWO; § 18 BWG) zuzulassen, erscheint aller- 
dings nicht wünschenswert. 
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